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Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Suchtmittel

Der Bundesrat gab die Frage, ob der Drogenkonsum straffrei werden solle, in eine
breite Vernehmlassung. Die FDP sprach sich grundsätzlich für eine Strafbefreiung des
Konsums aus, wollte diesen aber auf den privaten Bereich beschränken. Die SP forderte
eine möglichst rasche Entkriminalisierung nicht nur beim Konsum, sondern auch beim
Erwerb und Besitz kleiner Drogenmengen für den Eigenverbrauch. Beide Parteien
stimmten der Kommission Schild bezüglich der ärztlichen Verschreibung von
Betäubungsmitteln zu. Ihr Nein zur Strafbefreiung bekräftigte die SVP. In der Frage der
Drogenabgabe wollte sich die SVP nicht definitiv festlegen, sondern vorerst den
Abschluss der Versuche abwarten. Die CVP, die 1994 noch zusammen mit FDP und SP
das Programm "für eine kohärente Drogenpolitik" unterstützt hatte, welches die
Entkriminalisierung des Konsums vorsah, sprach sich nun ebenfalls für den Beibehalt
der Strafverfolgung aus, wobei ihrer Meinung nach die Richter aber vom Grundsatz der
Opportunität sollen Gebrauch machen können. Der Weiterführung der Heroinabgabe
stimmte sie zu. Die Kantone zeigten sich gespalten. Graubünden und Baselland
befürworteten die Entkriminalisierung grundsätzlich, der Tessin zeigte sich nicht
abgeneigt. Als falschen Weg stuften hingegen Thurgau, St. Gallen und Wallis die
Strafbefreiung ein, wobei St. Gallen aber, wie Schaffhausen und Zürich eine
Strafbefreiung für den Konsum von Cannabis unterstützte. Von den Organisationen
verlangte der Verband Sucht- und Drogenfachleute (VSD) nicht nur eine Strafbefreiung
für Konsum, sondern ein Staatsmonopol für die Abgabe verschiedener Suchtmittel. Für
eine Strafbefreiung sprachen sich auch die Eidg. Kommission für Jugendfragen (EKJ),
die Dachorganisation der Jugendverbände (SAJV), der Dachverband schweizerischer
Lehrerinnen und Lehrer (LCH) sowie die Stiftung Pro Juventute aus. Der Bundesrat
fühlte sich durch die Ergebnisse der Vernehmlassung in seiner Vier-Säulen-Politik
bestätigt, kündigte aber an, dass er mit weiteren Beschlüssen zuwarten wolle, bis das
Ergebnis der Volksabstimmung über die verbotsorientierte Initiative "Jugend ohne
Drogen" vorliegt. 1

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 06.08.1996
MARIANNE BENTELI

Sport

Neben der parlamentarischen Debatte zu einer Schneesportoffensive wurde eine
ähnliche vom Bundesamt für Sport BASPO koordinierte Idee ins Leben gerufen. Diese
Initiative, als Förderprogramm zu verstehen, nahm weitgehend die Anregungen des
Motionärs de Buman (cvp, FR) auf. In mehreren Treffen mit zahlreichen beteiligten
Akteuren aus dem Wintersportbereich (dem Schweizerischen Tourismusverband,
Seilbahnen Schweiz, Swiss Ski, Swiss Snowsports, den Kantonen, dem Dachverband der
Lehrerinnen und Lehrer Schweiz, dem Staatssekretariat für Wirtschaft Seco und dem
Bundesamt für Sport) wurden vorerst zwei Haupt-Stossrichtungen formuliert: Die
Entwicklung preiswerter und hochwertiger Angebotspakete für die obligatorische
Schule sowie der Aufbau einer nationalen Koordinationsplattform. Letztere soll den
Schulen den Zugang zu Schneesportangeboten (Schneesportlager und Schneesporttage)
erleichtern. Ein Steuerungsausschuss soll die Aktivitäten der Plattform begleiten und
die Qualität der Angebote sicherstellen. Als Ziel wurde ausgegeben, die Plattform im
folgenden Winter in Betrieb nehmen zu können. Mitte Jahr wurde von den genannten
Akteuren ein Verein "Schneesportinitiative Schweiz" gegründet. Der Verein nahm als
Erstes die Schaffung und Finanzierung der Schneesport-Plattform in Angriff. Als
Vereinspräsidentin konnte die ehemalige Snowboarderin und Oympiasiegerin Tanja
Frieden gewonnen werden. Die Geschäftsstelle des Vereins wird im Schweizer
Tourismusverband angesiedelt. 2

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 03.06.2014
MAXIMILIAN SCHUBIGER
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Mitte 2014 behandelte der Nationalrat eine im Vorjahr eingereichte Motion de Buman
(cvp, FR) zur Lancierung und Umsetzung einer Schneesportoffensive. Damit sollte der
Bundesrat beauftragt werden, dem Parlament ein Massnahmenpaket zu unterbreiten,
das den Anteil der Bevölkerung, der Schneesport treibt, nachhaltig steigern soll. Einige
Vorschläge wurden vom Motionär, seinerseits Präsident des Verbandes Seilbahnen
Schweiz, gleich mitgeschickt: die Gründung einer Dienststelle zur Durchsetzung und
Koordination der Massnahmen; die Definition der ersten Schulferienwoche des Jahres
als Sportwoche; die Einrichtung einer obligatorischen Schneesportwoche für
Schülerinnen und Schüler der 5. und der 9. Klasse; ausgebaute
Finanzierungsmöglichkeiten für Schneesportlager und grosszügigere Unterstützung
durch das Programm Jugend + Sport sowie die Schaffung mindestens dreier
Bundeszentren für Wintersport. Begründet wurde der Vorstoss hauptsächlich mit
sportlichen Ansprüchen, jedoch auch mit Sorgen der Tourismusbranche. Diese
befürchtete einen Gästerückgang, wenn immer weniger Jugendliche Interesse an
Schneesportarten hätten. Neben den touristischen Anstrengungen der Wintersportorte
solle daher die Regierung mithelfen, entsprechende Rahmenbedingungen zu schaffen,
um den Zugang zum Schneesport zu erleichtern. Zusätzlich solle sie eine Antriebs- und
Koordinationsfunktion übernehmen. Der Bundesrat zeigte in seiner Stellungnahme
Verständnis für das Anliegen und betonte, dass er um die Bedeutung des Wintersports,
sowohl aus sportlicher wie auch aus wirtschaftlicher Sicht, wisse. Jedoch ziele die
Motion vorwiegend auf kantonale oder gar kommunale Zuständigkeiten, bei welchen der
Bundesrat nicht Einfluss nehmen könne. Beim Thema Schneesportzentrum wurde auf
die laufende Standortevaluation für ein ebensolches verwiesen. Der Bundesrat
beantragte also dem Parlament die Ablehnung der Motion. Der Nationalrat beschloss
jedoch anders, indem er das Anliegen durchwinkte. Mit 83 zu 76 Stimmen bei 25
Enthaltungen fiel die Abstimmung recht knapp aus, wobei Mitte-links unterlag.
Mehr Diskussionsbedarf sah der Ständerat, der das Geschäft Ende Jahr behandelte.
Kommissionssprecherin Savary (sp, VD) beantragte namens der vorberatenden WBK
Ablehnung. Mit 7 zu 0 Stimmen war das Verdikt in diesem Gremium deutlich
ausgefallen. Begründet wurde es mit den Argumenten des Bundesrats: Vermischung der
Kompetenzen und bereits laufende Anstrengungen. Einen anderen Antrag stellte Hans
Hess (fdp, OW), der selbst Präsident einer Bergbahn ist. Er wollte die Motion
unterstützen und bediente sich dabei betriebswirtschaftlicher Argumente. In puncto
Intervention bei laufenden Projekten sah er keine Nachteile, sondern viel eher ein
Signal zur Unterstützung der Bemühungen des VBS. Als Brückenbauerin verstand sich
Pascale Bruderer Wyss (sp, AG), die eine Promotion des Wintersports generell
befürwortete. Ihr Antrag lautete auf Annahme der Punkte 1 (Gründung einer
Dienststelle) und 4 (Finanzierung Schneesportlager sowie mehr Mittel für J+S) der
Motion, um dem Anliegen in einer differenzierten Art und Weise zu begegnen. Damit
sollte ein massvolles, aber positives Zeichen gesetzt werden. Kommissionsmitglied Anita
Fetz (sp, BS) präzisierte derweil die Beweggründe der WBK, die Motion abzulehnen. Dies
sei nicht Ausdruck einer negativen Grundhaltung gewesen, sondern vor allem eine
Anerkennung der bereits laufenden Projekte. Es sei nicht nötig, nochmals eine ähnliche
Motion durchzubringen. Die Diskussion wurde schliesslich durch den Zuger Ständerat
Peter Bieri (cvp, ZG) beendet: Er schlug vor, die Motion nochmals in der WBK zu
thematisieren und beantragte daher deren Rückweisung. Nach einigen weiteren
Wortmeldungen wurde dem Ordnungsantrag mit 21 zu 17 Stimmen zugestimmt. Das
Geschäft blieb damit bis auf Weiteres hängig. 3

MOTION
DATUM: 19.06.2014
MAXIMILIAN SCHUBIGER

Soziale Gruppen

Kinder- und Jugendpolitik

Die Stadt Luzern erhielt den erstmals vergebenen Pestalozzi-Preis für
kinderfreundliche Lebensräume. Der mit 20 000 Fr. dotierte Preis wird vom
Dachverband Schweizer Lehrereinnen und Lehrer, der Pro Juventute, der Kinderlobby
Schweiz, dem schweizerischen UNICEF-Komitee und der Pestalozzi-Stiftung getragen.
Als einzige Stadt der Schweiz verfügt Luzern über ein Kinderparlament und einen
Kinderbeauftragten. 4

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 20.11.1996
MARIANNE BENTELI
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Bildung, Kultur und Medien

Bildung und Forschung

Bildung und Forschung

L’année 2014 a été marquée par un malaise perceptible au sein de la profession
d'enseignant. Face aux nombreuses réformes scolaires et aux coupes budgétaires,
plusieurs études ont signalé un épuisement physique et psychique d’enseignants qui
jouent souvent aux funambules sur la corde de la dépression. De plus, l’association
faîtière des enseignantes et enseignants de Suisse (LCH) a mis en lumière la baisse des
salaires des enseignants, respectivement à d’autres métiers. Ce rapport de la LCH a
connu un fort écho dans le domaine de l’éducation. 5

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 27.06.2014
GUILLAUME ZUMOFEN

Grundschulen

Eine vom Dachverband der Schweizer Lehrerinnen und Lehrer (LCH) in Auftrag
gegebene Studie über die Zufriedenheit von Deutschschweizer Lehrpersonen kam zu
einem ähnlichen Befund. Wichtigstes Resultat war, dass die Attraktivität des
Pädagogenberufs weiter abnimmt. Nur noch etwa zwei Drittel aller Lehrer (71%) würden
sich noch einmal für diesen Beruf entscheiden. Das sind 4% weniger als bei einer 1990
durchgeführten Umfrage. Besonders ausgeprägt ist der Schulfrust bei Lehrkräften mit
Vollpensum, bei männlichen Pädagogen und bei Lehrern an der Oberstufe (7. bis 9.
Schuljahr). Wie die Studie zeigte, macht den Lehrern vor allem das veränderte soziale
Umfeld zu schaffen. Die Zunahme von erzieherischen Aufgaben erschwert den
Unterricht und schafft Stress. Der wachsende Reformdruck bringt zusätzliche Unruhe in
die Klassen und absorbiert Energien, die beim eigentlichen Kerngeschäft fehlen. Auf die
Motivation drücken zudem das schlechte Image des Lehrerberufs, fehlende
Aufstiegschancen und stagnierende Löhne. 6

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 05.11.2002
MARIANNE BENTELI

Im Berichtsjahr verstärkte sich der öffentliche Druck zur Schaffung von
Tagesstrukturen an den Schulen: Nicht nur wurden auf kommunaler, kantonaler und
nationaler Ebene zahlreiche politische Vorstösse eingereicht, im Sommer forderte auch
der Schweizerische Lehrerinnen- und Lehrerverband (LCH) alle Kantone und
Gemeinden auf, für Schülerinnen und Schüler Tagesschulen anzubieten. LCH schätzte
die Kosten auf 500 Fr. pro Schüler und Monat. Kurz darauf präsentierte Avenir Suisse
ein rund 160-seitiges „Einmaleins der Tagesschule“, das den zuständigen Behörden
konkrete Hilfe bei der Einrichtung kommunaler Tagesschulen auf freiwilliger Basis
geben will und das an die Schulbehörden aller Gemeinden verschickt werden soll. Der
Leitfaden zeigt praxisnah und mit den nötigen Hinweisen auf die politischen und
finanziellen Fallgruben auf, wie Gemeindeschulen etappenweise in funktionsfähige
Tagesschulen umgewandelt werden können. In der Herbstsession reichte eine breite
Koalition von Nationalrätinnen aus allen grossen Parteien fünf parlamentarische
Initiativen ein, die einen Verfassungsartikel für Tagesschulen verlangen (Pa.Iv. 05.429;
Pa.Iv. 05.430; Pa.Iv. 05.431; Pa.Iv. 05.432; Pa.Iv. 05.440). 7

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 20.09.2005
MAGDALENA BERNATH

HarmoS stiess weitgehend auf Zustimmung. So zeigte sich der Verband
Kindergärtnerinnen Schweiz erfreut, dass das Konkordat viele Themen aufgreife, für die
sich der Verband schon früher eingesetzt habe. Der Verband schweizerischer
Lehrerinnen und Lehrer sowie die Gewerkschaft VPOD beanstandeten jedoch, dass die
EDK den Kantonen die Wahl der ersten Fremdsprache überlassen will. Ebenfalls zu Kritik
Anlass gab die Bevorzugung der „harten“ Fächer Mathematik, Naturwissenschaften und
Sprachen gegenüber musischen, handwerklichen und bewegungsorientierten Fächern.
Bezüglich des Bildungsmonitoring forderte der VPOD klare Leitplanken;
Bildungsstandards und Rankings sollten nicht der Selektion dienen. Die „Städteinitiative
Bildung Volksschule“, der 23 Städte mit 1,4 Mio Einwohnern angehören, verlangte eine
schweizweit einheitliche Ausbildung für alle Lehrerinnen und Lehrer und die gleiche
Bezeichnung der Schulstufen. 8

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 23.12.2006
MAGDALENA BERNATH

01.01.65 - 19.04.24 3ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Der Erfolg der SVP löste auch Reaktionen seitens der übrigen Parteien aus, CVP, FDP
und SP warben in den Medien vehement für das HarmoS-Projekt. Die FDP trat im
Rahmen eines nationalen Komitees mit über 230 Mitgliedern für das Konkordat ein und
die SP startete eine nationale Kampagne zugunsten der Harmonisierung der
Volksschule. Auch der Dachverband Schweizer Lehrerinnen und Lehrer,
Arbeitgeberverbände und Gewerkschaften setzten sich für ein Ja zu HarmoS ein. 9

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 11.09.2008
ANDREA MOSIMANN

Der Dachverband Schweizer Lehrerinnen und Lehrer (LCH) forderte zudem eine
landesweite Gehaltserhöhung für Lehrpersonen von 5,5%. LCH machte geltend, dass
die Löhne im Unterrichtswesen zwischen 1993 und 2007 nur um 1,6% gestiegen seien,
während im gesamten Dienstleistungssektor ein Lohnwachstum von 5,3% stattgefunden
habe. Der Verband begründete sein Anliegen ferner damit, dass eine bessere
Entlöhnung unabdingbar sei, um die Konkurrenzfähigkeit des Berufs zu erhalten und
vermehrt wieder Männer für eine Ausbildung an einer pädagogischen Hochschule zu
motivieren. 10

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 09.10.2008
ANDREA MOSIMANN

Die Volksschulbildung rückt zunehmend ins Interesse einer breiten Öffentlichkeit.
Politiker wollen bei Schulreformen, Lehrmitteln und der Koordination von Lehrplänen
mitreden. Die Wirtschaft fordert eine gezieltere Berufsvorbereitung und auch die
Eltern möchten über Lektionenzahl, Lerninhalte und gar über die Wahl der
Lehrpersonen mitbestimmen können. Der Lehrerverband beobachtet diese Entwicklung
mit einer gewissen Skepsis und stellte deshalb seine Delegiertenversammlung unter das
Motto „Wie viel Politik verträgt die Schule“. In einer Resolution forderten die
Delegierten zu einem sachbezogenen Umgang mit der Schule auf und appellierten an
die Parteien, die Grundschulbildung nicht als populistisches Vehikel für Wählergunst zu
missbrauchen. Grundsätzlich erachten sie die öffentliche Diskussion des
Bildungswesens aber als notwendig. 11

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 15.06.2009
ANDREA MOSIMANN

Im Herbst forderte der Dachverband Schweizer Lehrerinnen und Lehrer (LCH) für 2011
eine Reallohnerhöhung von 5%. Gemäss LCH hält die Entlöhnung nicht mit den
steigenden Anforderungen Schritt und der Beruf drohe dadurch unattraktiv zu werden.
Vorschub für die Lohnforderungen bot auch eine Studie der Beratungsfirma
PricewaterhouseCoopers, die zeigte, dass die Lehrerschaft im Kanton Bern bis zu 5%
weniger verdient als Personen in vergleichbaren Positionen in der Finanzbranche und
der öffentlichen Verwaltung. 12

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 31.12.2010
ANDREA MOSIMANN

Le débat sur l’enseignement du français dans les écoles primaires alémaniques a
repris de plus belle en 2013. En montrant du doigt un Lehrplan 21 trop chargé, de
nombreux cantons alémaniques comme Lucerne, Nidwald ou encore Thurgovie ont
lancé des initiatives pour qu’une seule langue étrangère soit enseignée dans les écoles
primaires de leurs cantons. Néanmoins, il est important de spécifier que l’objectif de la
conférence des directeurs cantonaux de l’instruction publique (CDIP) est d’introduire
deux langues étrangères dès l’école primaire. De son côté, l’association faîtière des
enseignantes et enseignants alémaniques (LCH) s’oppose aux initiatives cantonales. En
effet, elle estime qu’il est préférable d’attendre les résultats obtenus sur plusieurs
années avant de tirer des conclusions qui seraient forcément hâtives. Finalement, le
syndicat des enseignants romands de l’école obligatoire (SER) a tiré sur la sonnette
d’alarme. Pour lui, les cantons romands ne doivent pas être les seuls à supporter l’effort
de la solidarité linguistique confédérale. La loi fédérale sur les langues nationales doit à
tout prix être respectée selon le syndicat. Il est donc impossible, pour le SER, de
sacrifier le français dans les écoles alémaniques. 13

KANTONALE POLITIK
DATUM: 12.03.2013
GUILLAUME ZUMOFEN

Ausgangspunkt einer hitzigen medialen Diskussion um die frühkindliche Förderung war
ein Artikel von SVP-Bildungspolitikerin Verena Herzog (svp, TG) in der SVP-Zeitung
«Klartext», in welcher sie argumentierte, dass «eine verfehlte Zuwanderungspolitik
durch staatlich verordnete Krippenerziehung wettgemacht werden» solle. Stein des
Anstosses war dann ihre Aussage, in welcher sie Kinder in Krippen mit Verdingkindern
verglich, die zwecks besserer Erziehung weggegeben wurden. Der Staat solle sich
hierbei in grösserer Zurückhaltung üben – damals wie heute, so Herzog. 
Vertreter und Vertreterinnen von Betreuungsorganisationen sowie vom Verein

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 01.07.2019
BERNADETTE FLÜCKIGER
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Fremdplatziert kritisierten den Vergleich vehement.
Die Aussage Herzogs liess sich in den Kontext der Debatten in Bundesbern über die
frühkindliche Förderung einordnen. So wurde entschieden, dass neue Kita-Plätze
weiterhin subventioniert werden und dass steuerpolitisch jene Eltern finanziell
entlastet werden, die ihren Nachwuchs fremdbetreuen lassen (BRG 18.050). Herzog
störte sich auch an den Bestrebungen, die Frühförderung der null- bis vierjährigen
Kinder auszubauen. In der zuständigen Bildungskommission hätte ihr niemand
beantworten können, was mit jenen Eltern passiere, die ihre Kinder nicht in die
Frühförderung schicken wollten. Der Kindergartenbesuch sei auch freiwillig gewesen
und dann obligatorisch geworden. Dasselbe wäre für die Frühförderung fatal, so
Herzog. 
Praktisch zur selben Zeit berichteten die deutschsprachigen Medien
bezeichnenderweise über die Bemühungen einiger Kantone und Städte, die sprachliche
Frühförderung von Kindern nichtdeutscher Muttersprache zu stärken. Viele Kinder
sprächen zu Hause kein oder kaum Deutsch und seien daher komplett überfordert,
wenn sie in die erste Klasse einträten. In einem Interview äusserte sich auch Dagmar
Rösler, Präsidentin des Dachverbandes der Schweizer Lehrerinnen und Lehrer. Sie
forderte ein schweizweites Obligatorium für eine Frühförderung analog dem Basler
Modell. In diesem Modell «Frühe Deutschförderung» werden eineinhalb Jahre vor dem
Kindergarteneintritt die Deutschkenntnisse fremdsprachiger Kinder ermittelt. Wenn
diese nicht genügen, müssen die Kinder an mindestens zwei halben Tagen pro Woche
eine Spielgruppe oder ein Tagesheim besuchen. In der Folge forderte Christoph
Eymann (lpd, BS), Nationalrat und Präsident der SKOS, in einer zu Beginn von
Nationalrätin Herzog bekämpften und schliesslich überwiesenen Motion, dass der
Bundesrat prüfe und Bericht erstatte, wie die frühe Sprachförderung vor Eintritt in den
Kindergarten mithilfe des Bundes im ganzen Land umgesetzt werden könne.
Ins gleiche Horn blies im Übrigen auch ein Bericht des Schweizerischen
Wissenschaftsrates, der dringenden Handlungsbedarf bei der frühkindlichen Förderung
sah. Gemäss den Medien sei ein schweizweites Obligatorium der sprachlichen
Frühförderung jedoch derzeit nicht realistisch, weil die Frühförderung in der
Kompetenz der Kantone liege. 14

Der Mangel an diplomierten Lehrkräften, insbesondere für die Primar- und
Sekundarstufe, führte rund um den Schulbeginn im Sommer 2022 zu einer intensiven
Mediendebatte. Bereits vor dem Schulstart, der in den meisten Kantonen in August
stattfand, zeigte sich, dass es in vielen Schulen zu Engpässen kommen wird. Deshalb
durften beispielsweise in den Schulen im Kanton Zürich auch Personen ohne
entsprechendes Diplom angestellt werden, während vielerorts zudem
Zivildienstleistende und sogenannte Klassenassistenzen eingestellt wurden. Die
vermehrte Einstellung Letzterer wurde von Dagmar Rösler, Zentralpräsidentin des LCH,
kritisiert, da es zu Kompetenzüberschreitungen kommen könne, wenn eine solche
Assistenz etwa für eine reguläre Lehrperson einspringen müsse. Gegenüber der Presse
fügte Rösler hinzu, dass die Qualität des Unterrichts darunter leide, wenn nicht adäquat
ausgebildete Personen, wie etwa Studierende der PH, vor die Klassen gestellt würden.
Auch bestehe die Herausforderung, dass die neu ausgebildeten Lehrkräfte begleitet
werden müssten, damit diese nicht sogleich wieder «verheizt» würden und deshalb
bald wieder aus dem Beruf ausstiegen. Rösler kritisierte insbesondere die Kantone,
welche in den Augen des LCH zu wenig gegen den Lehrkräftemangel unternähmen.
Zusammen mit dem «syndicat des enseignant-es romand-es» (SER) forderte der LCH
konkret, dass eine finanzielle Unterstützung für die Ausbildung von Quereinsteigerinnen
und Quereinsteigern zur Lehrerin/zum Lehrer eingeführt wird und dass eine
administrative Entlastung der Klassenlehrerinnen und -lehrer erfolgt. 
In den Zeitungen wurden ebenfalls Lösungsvorschläge diskutiert, wie der Beruf der
Lehrperson wieder attraktiver gemacht und dem Lehrkräftemangel entgegengewirkt
werden könnte: So wurde beispielsweise vorgeschlagen, die Löhne, insbesondere für
die Lernenden in der Unterstufe, zu erhöhen. Ursula Renold, Professorin für
Bildungssysteme an der ETHZ, regte gegenüber der Aargauer Zeitung an, das
Lohnsystem so auszugestalten, dass es lukrativer würde, ein höheres Pensum zu
übernehmen. Zahlreiche Lehrkräfte unterrichteten nämlich nur wenige Lektionen, was
dazu führe, dass der Koordinationsaufwand im Lehrkörper hoch sei und es insgesamt
mehr Lehrkräfte brauche. Eine weitere grosse Herausforderung oder gar ein Problem
sahen viele Zeitungen auch im Konzept der integrativen Klassen, also dem System, in
welchem möglichst alle Kinder in derselben Klasse unterrichtet werden und es keine
Sonderklassen gibt - etwa für verhaltensauffällige Kinder oder Schülerinnen und Schüler
mit Lernschwierigkeiten oder besonderen Bedürfnissen. In der NZZ forderte etwa Alain
Pichard (BE, glp), Lehrer und Grossrat im Kanton Bern, dass die sogenannten Klein-
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oder Sonderklassen wieder eingeführt werden, damit sich die Lehrkräfte wieder
vermehrt der Wissensvermittlung widmen können. Zudem sollten die Lehrpersonen
weniger administrative Aufgaben erledigen müssen, wurde in einem weiteren
Meinungsbeitrag der NZZ ergänzt. 
Im Nachgang zu dieser im Sommer geführten Debatte wurden auch seitens der
nationalen Politik gewisse Forderungen gestellt: Die WBK-NR verlangte in insgesamt vier
Vorstössen mit der Berufsmatura einen prüfungsfreien Zugang zur Pädagogischen
Hochschule für die Ausbildung zur Primarlehrperson (Mo. 22.4267 und Po. 22.4268),
eine gezielte Datenerhebung über die Verweildauer im Beruf (Po. 22.4265) sowie
wissenschaftliche Evaluationen der verschiedenen Schulreformen (Po. 22.4266). 15

Kultur, Sprache, Kirchen

Kirchen und religionspolitische Fragen

In der Fragestunde der Wintersession nahm der Bundesrat zur Frage von
Weihnachtsfeiern an Schulen Stellung. Nationalrat Hess (sd, BE) hatte dazu Auskunft
verlangt. Er wollte wissen, ob es dem Bundesrat ein Anliegen sei, Weihnachten in der
Schule als Teil des abendländischen Brauchtums zu pflegen. Im Namen der
Landesregierung vertrat Bundesrat Couchepin die Ansicht, die Schulen sollten
Weihnachten feiern können; wer in der Schweiz geboren werde, solle die christliche
Kultur kennen lernen. Sukkurs erhielt der Bundesrat gleichentags von islamischen
Organisationen in der Schweiz, die dazu aufriefen, christliche und besonders
weihnachtliche Traditionen nicht aus den Schulzimmern zu verbannen. Ein solches
Ansinnen sei unangemessen und diene dem religiösen Frieden nicht. Der
Zentralpräsident des Dachverbandes Schweizer Lehrerinnen und Lehrer (LCH)
relativierte das Problem und sagte, die meisten schulischen Anlässe seien ohnehin
Jahresabschlussfeiern ohne religiösen Charakter. Handle es sich aber um Feiern mit
christlichem Charakter, sei es richtig, Dispensationsgesuche von Schülerinnen und
Schülern anderer Glaubensrichtungen zu bewilligen. 16

INTERPELLATION / ANFRAGE
DATUM: 18.12.2006
MARIANNE BENTELI

Sprachen

Die 1998 vom Zürcher Regierungsrat initiierte Diskussion um Englisch als erste in der
Schule unterrichtete Fremdsprache hielt weiter an. Ende August sprach sich die
kantonale Erziehungsdirektorenkonferenz (EDK) für den Beginn des
Fremdsprachenunterrichts in der 3. Primarklasse aus, allerdings ohne sich darauf
festzulegen, ob dies eine Landessprache oder Englisch sein soll; gleichzeitig empfahl
sie, den Unterricht in einer zweiten Fremdsprache in der 5. Klasse aufzunehmen. Der
Dachverband Schweizer Lehrerinnen und Lehrer (LCH) unterstützte die
Dreisprachigkeit als Bildungsziel der Volksschule, verlangte aber von den Kantonen ein
koordiniertes Vorgehen. Obgleich die EDK für November einen definitiven Entscheid in
Aussicht stellte, bekräftigte der Regierungsrat des Kantons Zürich Mitte September
erneut seinen Willen, in nächster Zukunft Englisch ab dem 3. Schuljahr als erste
Fremdsprache einzuführen, unabhängig von allfälligen Empfehlungen der EDK;
begründet wurde dieses erneute Vorpreschen, das weniger im Grundsatz als vielmehr
wegen des Zeitpunkts der Ankündigung nicht nur in der Romandie ziemlichen Unmut
auslöste, mit der alleinigen Kantonshoheit in Schulfragen. 

Appenzell-Innerrhoden war bereits im März aktiv geworden und hatte beschlossen, ab
Sommer 2001 in allen 3. bis 6. Primarklassen den obligatorischen Englischunterricht
unter gleichzeitiger Abschaffung des Frühfranzösisch einzuführen. Einen, wenn auch
etwas anders gelagerten Entscheid zugunsten des Englischen fällte auch der Kanton
Graubünden, der 1997 eine zweite Kantonssprache als erste Fremdsprache bestimmt
hatte; er beschloss nun, ab der 7. Klasse Englisch als obligatorische zweite
Fremdsprache in den Lehrplan aufzunehmen; Französisch wird nur noch fakultativ
angeboten. An ihrer Jahresversammlung von Anfang November setzte die
Erziehungsdirektorenkonferenz ihren Entscheid allerdings erneut aus. Unbestritten
war, dass der Fremdsprachenunterricht an den Volksschulen zügig ausgebaut werden
soll; 13 Mitglieder sprachen sich für den Start mit einer Landessprache aus, 12 wollten
diesen Entscheid den Kantonen überlassen. Für den Beginn mit einer Landessprache
votierten sämtliche lateinischen und zweisprachigen Kantone sowie SO, BL und SG. BS
enthielt sich der Stimme. Obgleich die EDK ihre Mitglieder bat, vorerst allfällige
Umsetzungsmassnahmen lediglich auf Versuchsbasis zu treffen, erklärten die
Bildungsdirektoren der Zentralschweiz kurz vor Jahresende, sie wollten Frühenglisch
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wenn möglich bereits ab 2004 einführen. 17

Insgesamt 31 Stellungnahmen gingen zu den Vorschlägen der EDK betreffend Förderung
des Italienischunterrichts an Mittelschulen ein. Neben den Kantonen, welche mit
Ausnahme des Kantons Appenzell Ausserrhoden allesamt Stellung bezogen, äusserten
sich auch das Fürstentum Liechtenstein, der Dachverband der Lehrerinnen und Lehrer
der Schweiz (LCH), der Verein Schweizerischer Gymnasiallehrerinnen und
Gymnasiallehrer (VSG), dessen Fachverband der Italienischlehrerinnen und -lehrer
(ASPI), die Konferenz der Schweizerischen Gymnasialrektorinnen und -rektoren (KSGR)
sowie die Schweizerische Zentralstelle für die Weiterbildung der
Mittelschullehrpersonen (WBZ CPS). Die Empfehlung, dass jeder Schülerin und jedem
Schüler die Möglichkeit offen stehen soll, Italienisch als Maturitätsfach zu belegen – bei
fehlenden Kapazitäten durch Zusammenarbeit mit benachbarten Gymnasien –, stiess
auf breite Zustimmung. Einzig vier Kantone, namentlich Glarus, St. Gallen, Wallis und
Zug, lehnten die Empfehlungen als solches ab, da sie diese als nicht praktikabel
erachteten. Die Anhörungsteilnehmer verstanden die Empfehlungen ebenso wie die
EDK als Beitrag zur Sprachendiskussion sowie als Zeichen für den nationalen
Zusammenhalt. 18

KANTONALE POLITIK
DATUM: 22.01.2015
MARLÈNE GERBER

Parteien, Verbände und Interessengruppen

Verbände

Bildung

Was der Dachverband der Lehrerinnen und Lehrer LCH bereits im Juni 2018 nach einer
Delegiertenversammlung bekannt gegeben hatte, wurde im August 2019 in die Tat
umgesetzt: Der oberste Lehrer Beat Zemp trat per 1. August 2019 als Zentralpräsident
zurück. Zemp besetzte das Amt seit 30 Jahren und hatte dieses dementsprechend
mitgeprägt: Wie der LCH in einer Medienmitteilung festhielt, baute Zemp in dieser Zeit
den Verband mit unterdessen 30'000 Mitgliedern zu einem von der Politik ernst
genommenen Akteur aus. Auch in Deutschland und Österreich machte sich Zemp an
internationalen Lehrerkonferenzen einen Namen. In Zemps Amtsperiode habe sich
einiges verändert, wie der Tages-Anzeiger festhielt: 1991, also ein Jahr nach Zemps
Amtsantritt, sei etwa das Ohrfeigen von Schülern durch Lehrpersonen noch erlaubt
gewesen.
Als Nachfolgerin wurde die Primarlehrerin Dagmar Rösler gewählt, welche zuvor bereits
sieben Jahre den Dachverband der Solothurner Lehrerinnen und Lehrer präsidiert
hatte. Wie der Verband bekannt gab, werde Dagmar Rösler insbesondere die «Berufs-
und Standesorganisation vorantreiben und die sprachregionale, nationale und
internationale Bildungspolitik mitgestalten». 19

VERBANDSCHRONIK
DATUM: 01.08.2019
CHRISTIAN GSTEIGER

1) Presse vom 6.8., 6.9. und 19.12.96., Presse vom 20.12.96.
2) Medienmitteilung VBS vom 28.1.14.; Medienmitteilung VBS vom 3.6.14.
3) AB NR, 2014, S. 1268 f.; AB SR, 2014, S. 1164 ff.
4) Bund, 20.11.96.
5) Lib, NZZ, TG, 27.6.14; AZ, LZ, NZZ, 27.10.14; AZ, 28.10.14; TG, 18.12.14
6) Presse vom 5.11.02.
7) Presse vom 13.6., 6.7. und 20.9.05
8) NZZ, 1.12 und 23.12.06.
9) AZ und BaZ, 27.5.08; SN, 8.7.08; AZ und BüZ, 29.8.08; AZ und NZZ, 11.9.08.
10) NLZ, 9.10.08.
11) NZZ, 13.6. und 15.6.09.
12) SGT, 23.6.10; NLZ und SZ, 16.9.10.
13) TG, 12.3.13; Bund, 13.4.13; SO, 5.5.13;TA, 13.5.13; AZ, 18.5.13; SoZ, 19.05.13; NZZ, 24.9.13; TG, 3.10.13; AZ, 11.10.13; TA,
22.11.13; LT, 2.12.13; Lib, 24.12.13 et 27.12.13.
14) Blick, 17.7., 18.7.19; SoZ, 18.8.19; BaZ, TA, 19.8.19; NZZ, 20.8.19; AZ, 18.9.19; NZZ, 24.9.19; SGT, TA, 25.9.19
15) TA, 4.7.22; Lib, 5.7.22; NZZ, 8.7.22; SoZ, 10.7.22; NZZ, 11.7.22; TA, 12.7.22; AZ, 6.8.22; Blick, LT, Lib, NZZ, TA, 9.8.22; Blick,
NZZ, 10.8.22; Blick, 11.8.22; So-Bli, SoZ, 14.8.22; AZ, NZZ, 16.8.22; NZZ, 17.8.22; LT, 18.8.22; AZ, NZZ, 19.8.22; TA, 20.8.22; SoZ,
21.8.22; TA, 23.8.22; NZZ, 25.8., 5.9.22; TA, 6.9.22; WW, 22.9.22
16) AB NR, 2006, S. 1882; Presse vom 19.12.06.
17) Presse vom 1.9., 15.9, 16.9, 22.9., 23.9 und 4.11.00; NZZ, 5.7.00; TA, 5.2. und 12.2.00; SGT, 14.9.00; NZZ, 27.9. und 6.10.00;
NLZ, 22.12.00
18) EDK: Zusammenfassung der Anhörungsergebnisse; Medienmitteilung EDK vom 5.4.15
19) Medienmitteilung LCH vom 16.6.18; SGT, 17.6.19; TA, 16.7.19
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